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Drucksache Vl/iOi 



Änderung des Arbeitsiördeningsgesetzes 
(Bericht des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

Das Verhältnis des Unterlialtsgeldes für Teilnehmer an beruf- 
lichen Bildungsmaßnahmen (Fortbildung und Umschulung) zu 
dem vorher verdienten Arbeitsentgelt hat sich als zu niedrig 
herausgestellt. Außerdem berücksichtigt das Unterhaltsgeld bei 
längerdauemden Bildungsmaßnahmen nicht die inzwischen ein- 
getretenen Lohnerhöhungen. 


B. Lösung 

Das Unterhaltsgeld soll im Verhältnis zum Arbeitsentgelt er- 
heblich verbessert werden. Außerdem soll es sich erstmals nach 
einem Jalir und danach nadr jeweils einem weiteren halben Jahr 
nach einem um jeweils 4 v. H. höheren Arbeitsentgelt als am 
Anfang richten. 


C. Alternativen 

Die Anträge der Drucksachen VI/58 und VI/82 enthalten teil- 
weise abweichende Vorschläge. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nidat belastet. Die von der Bundes- 
anstalt für Arbeit zu tragenden Mehrkosten betragen etwa 
30 Millionen DM jährlich. 
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Drucksache Vi/I 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Böhme, Müller (Rem- 
scheid) und der Fraktion der CDU/CSU eingebraditen Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

— Drucksache VI /58 — 

über den von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeits- 
förderungsgesetzes 

— Drucksache VI/82 — 


A. Bericht des Abgeordneten Folger 


Die Gesetzentwürfe der Abgeordneten Dr. Böhme, 
Müller (Remscheid) und der Fraktion der CDU/CSU 
sowie der Fraktionen der SPD, FDP — Drucksachen 
VI/58, VI/82 — wurden in der 13. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 26. November 1969 an den 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung überwiesen. 
Der Ausschuß hat die Vorlagen am 5. Dezember 
1969 in Berlin beraten und die sich aus der Anlage 
ergebende Fassung beschlossen. 

Zu Artikel 1 

Der Ausschuß war einmütig der Auffassung, daß 
das Unlerhaltsgeld nach den bisherigen Erfahrungen 
seit Inkrafttreten des Arbeitsförderungsgesetzes 
dringend verbessert werden muß. Das ist in zwei- 
, fcicher Hinsidit notwendig. Einmal muß das Unter- 
haltsgeld im Verhältnis zu dem vor Beginn der 
beruflichen Bildungsmaßnahmc verdienten Arbeits- 
entgelt angehoben werden. Außerdem ist es not- 
wendig, daß für Teilnehmer an langfristigen Bil- 
dungsmaßnahmen durch weitere Verbesserungen 
der Wille zum Durchhalten gestärkt wird und die’ 
inzwischen eingetretenen Lohnerhöhungen berück- 
sichtigt werden. Mit den Beschlüssen des Ausschus- 
ses werden beide Zwecke erreicht. 


Zu Nummer 1 — §44 Abs. 2 — 

Mit der Neufassung von § 44 Abs. 2 Satz 2 erster 
Halbsatz wird erreicht, daß sich der Hauptbetrag des 
Unterhaltsgeldcs erstmals nach Abhauf eines Jahres 
und sodann nach Ablauf von jeweils einem weiteren 
halben Jahr erhöht. Zu diesem Zwedc wird bestimmt, 
daß sich der Hauptbetrag nadi Ablauf der genannten 
Zeiten nach einem gegenüber dem ursprünglidien 
Arbeitsentgelt jeweils um 4 v. H. erhöhten Arbeits- 
entgelt richtet. Der Teilnehmer an einer Maßnahme 
der beruflichen Bildung kann damit bereits zu Be- 
ginn der Maßnahme übersehen, -mit weldien Ver- 
besserungen des Unterhaltsgeldes er im Laufe der 
Maßnahme zu rechnen hat. Der Ausschuß war der 
Auffassung, daß aus diesem Grunde dem in dem 
Entwurf der CDU/CSU-Fraktion enthaltenen Prinzip, 
die Erhöhung nach festen Vomhundertsätzen vor- 
zunehmen, gegenüber einer Anpassung * des Unter- 
haltsgeldes an die inzwischen eingetretenen Lohn- 
erhöhungen der Vorzug zu geben ist. Andererseits 
ist er dem Vorschlag der Fraktionen der SPD, FDP 
darin gefolgt, daß nicht der Hauptbetrag, sondern 
das Arbeitsentgelt, nach dem sich der Hauptbetrag 
richtet, angehoben wird. Andernfalls würde sich das 
Unterhaltsgeld für Unterhaltsgeldeinpfangcr mit 
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mehreren Familienangehörigen wegen der in der 
Tabelle enthaltenen Höchstbetrage nicht erhöhen 
können. 

Im Hinblick auf die Lohnerhöhungen hält der Aus- 
schuß es für sozialpolitisch richtig, daß das Unter- 
haltsgeld bei längeren Bildungsmaßnahmen im Ein- 
zelfall über das vor Beginn der Maßnahme ver- 
diente Nettoarbeitsentgelt hinausgehen kann. 

Zu Nummer 2 „Anlage zu § 44 Abs. 2 (Unterhalts- 

geldr 

Für die allgemeine Verbesserung des Verhältnis- 
ses des Unterhaitsgeldes zum Arbeitsentgelt ist der 
Ausschuß dem Antrag der Fraktionen der SPD, FDP 
gefolgt. Die Verbesserung wird durch eine Ände- 
rung der Tabelle erreicht. Während der Hauptbetrag 
des Unterhaltsgeldes nach geltendem Recht 120 v. H. 
des Hauptbetrages des Arbeitslosengeldes beträgt, 
soll er in Zukunft für das erste halbe Jahr der Teil- 
nahme an einer Bildungsmaßnahme 130 v. H. und 
danach 140 v. H. des Hauptbetrages des Arbeits- 
losengeldes ausmachen. Damit wird der Hauptbetrag 
für das erste halbe Jahr von bisher 75 v. H. auf 
81,25 V. H. und für die anschließende Zeit auf 87,5 
V. H. des Nettoarbeitsentgeltes eines Ledigen ange- 
hoben. 

Damit sich die tabellenmäßige Verbesserung des 
Hauptbetrages auch für Unterhaltsgeldempfänger 
mit Familienangehörigen auswirken kann, ist außer- 
dem eine Erhöhung der Höchstbeträge der Tabelle 
vorgesehen. Während die Höchstbeträge nach gel- 
tendem Recht an 90 v. H. des Nettoarbeitsentgeltes 
eines Verheiratclcn mit zwei Kindern ausgerichtet 
sind, sind sic nach der neuen Tabelle an 95 v. H. 


dieses Arbeitsentgelts orientiert. Damit kommen 
Verheiratete mit Kindern bereits zu Beginn der Bil- 
dungsmaßnahme nahe an ihr vorher verdientes Ar- 
beitsentgelt heran, das bereits mit der nach dem 
ersten halben Jahr eintretenden Erhöhung vollends 
erreicht werden kann. 

Der Ausschuß hielt es nicht für erforderlich, aus 
der Änderung der Tabelle Folgerungen für die Vor- 
schrift des § 44 Abs. 5 AFG zu ziehen. Auch in Zu- 
kunft soll das Unterhaitsgeld, das im Anschluß an 
eine berufliche Bildungsmaßnahme im Falle der 
Arbeitslosigkeit gewährt wird, nur um 15 v. H. nied- 
riger sein als das vorherige Unterhaltsgeld. Für Ver- 
heiratete mit Kindern liegt es dann im allgemeinen 
etwa gleich hoch wie das Arbeitslosengeld, das für 
sie in Betracht käme. 

Zu Artikel 3 

Der Ausschuß ist zu der Auffassung gelangt, daß 
das Gesetz, wie in dem Entwurf der Fraktionen der 
SPD, FDP vorgesehen, rückwirkend zuin 1. Oktober 
1969 in Kraft treten soll. Damit soll der Beunruhi- 
gung Rechnung getragen werden, die bereits unter 
den Empfängern von Unterhaltsgeld seit einiger 
Zeit besteht. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Mehrkosten werden von der Bundesanstalt 
für Arbeit getragen; Mehrkosten für den Bund ent- 
stehen nicht. Wenn man die für das Jahr 1970 er- 
wartete Zahl von Beziehern von Unterhaltsgeld zu- 
grunde legt (27 000), so betragen die jährlidien 
Mehrkosten der Verbesserungen etwa 30 Mio DM. 


Berlin, den 5. Dezember 1969 


Folger 

Bcrichtersta 



